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Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,  

Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung 

 

 

 

 

 Herrn Abgeordneten Sebahat Atli (SPD) 

 

über 

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin 

 

über Senatskanzlei – G Sen – 

 

 

 

Antwort 

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/19 504 

vom 18. Juni 2024 

über Stellenwert der Berliner Leitlinien der Seniorenpolitik 

_____________________________________________________________________ 

 

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 

 

 
1.     Welchen Stellenwert hat die Seniorenpolitik in der jeweiligen Richtlinienpolitik der Senatskanzlei und des 

Senats sowie den Senatsverwaltungen und den einzelnen Bezirksverwaltungen? 

2.     Auf welchem Stand sind die Berliner Bezirksverwaltungen und Landesverwaltung in ihren jeweiligen 

Ressorts mit der Umsetzung und der Weiterentwicklung der Leitlinien der Seniorenpolitik? 

3.     Welche spezifischen Maßnahmen wurden bisher in den jeweiligen Ressorts erfolgreich umgesetzt? 

4.     Welche spezifischen Maßnahmen konnten in den zuständigen Bezirksverwaltungen und Landesverwaltung 

nicht umgesetzt werden und welche Gründe hatte dies? 

5.     Auf welche Art und Weise arbeiten die zuständigen Ressorts mit anderen Senatsverwaltungen und externen 

Partnern bei der Weiterentwicklung und Umsetzung der Leitlinien Seniorenpolitik zusammen? 

6.     Welche regelmäßigen und ressortübergreifenden Austausch-, Abstimmungs- und Berichtsverfahren und 

Treffen der jeweiligen Ressorts mit der Senatsverwaltung ASGIVA zur Fortschrittskontrolle sind etabliert, ggf. im 

Aufbau? 

7.     Welche finanziellen Mittel haben die jeweiligen Ressorts bisher für die Weiterentwicklung und Umsetzung 

der Leitlinien der Seniorenpolitik bereitgestellt? 

8.     Wie viele personelle Ressourcen stehen den jeweiligen Häusern für die Durchführung der geplanten 

Maßnahmen zur Verfügung? 

9.     Welche konkreten Projekte und Programme wurden in den einzelnen Zuständigkeiten initiiert, um die Ziele 

der Leitlinien der Seniorenpolitik zu erreichen und weiterzuentwickeln? 

10.  Welche Erfolgs- oder Best-Practices-Beispiele können die beteiligten Ressorts nennen? 

11.  Mit welchen Herausforderungen sind die jeweiligen Verwaltungen bei der Weiterentwicklung und 

Umsetzung der Leitlinien der Seniorenpolitik konfrontiert? 

12.  Welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen, um diese Herausforderungen zu bewältigen? 



2 
 

13.  Auf welche Art und Weise werden Senioren und ihre Interessenvertretungen in die Planung und Umsetzung 

der Maßnahmen der Leitlinien der Seniorenpolitik einbezogen? 

14.  Welche Mechanismen gibt es in den verschiedenen Zuständigkeitsbereichen, um Rückmeldungen von 

Senioren zu den umgesetzten Maßnahmen zu erhalten? 

15.  Auf welche Art und Weise und in welchem Turnus evaluieren die verschiedenen Ebenen der 

Bezirksverwaltungen und die Landesverwaltung den Erfolg ihrer umgesetzten Maßnahmen? 

16.  Welche Erkenntnisse und Herausforderungen wurden aus bisherigen Evaluierungen gewonnen und wie 

fließen diese in die Weiterentwicklung der Leitlinien der Seniorenpolitik ein? 

17.  Welche künftigen Maßnahmen sind für die Jahre 2024 bis 2026 geplant, um die Leitlinien der 

Seniorenpolitik für die darauffolgenden Jahre weiter voranzutreiben? 

18.  Welche Anpassungen oder Erweiterungen der Leitlinien, basierend auf aktuellen demografischen und 

gesellschaftlichen Entwicklungen sind in den Ressortzuständigkeiten geplant? 

19.  Auf welche Art und Weise berücksichtigen die jeweiligen Bezirksverwaltungen und die Landesverwaltung 

die unterschiedlichen Bedürfnisse und Lebenslagen von Senioren, z.B. hinsichtlich des Geschlechts, der 

Herkunft, Religion, eventueller Behinderung und sozialer Verhältnisse? 

20.  Welche speziellen Programme oder Maßnahmen für besonders vulnerable Gruppen unter den Senioren 

sind in den jeweiligen Ressorts erfasst? 

21.  Auf welche Art und Weise werden Maßnahmen und Fortschritte zu den Leitlinien der Seniorenpolitik in der 

Öffentlichkeit und den Betroffenen gegenüber kommuniziert? 

22.  Welche Kommunikationskanäle und -strategien werden genutzt, um Senioren über Angebote und 

Unterstützungsleistungen zu informieren und sind diese mehrsprachig? 

 

Zu 1. bis 22.: Der Senat von Berlin hat am 6. Juli 2021 die überarbeiteten „Leitlinien der 

Berliner Seniorenpolitik – Zugehörigkeit und Teilhabe der Generation 60plus in Berlin“ 

beschlossen. Die nunmehr vier Leitlinien formulieren politische Ziele und benennen 

Handlungsfelder für Politik sowie Verwaltung, damit Zugehörigkeit und Teilhabe im Alter 

möglich ist.  

Auf Grundlage der Leitlinien verpflichten sich die jeweiligen Fachressorts, konkret messbare 

Maßnahmen durchzuführen. Diese Maßnahmen finden sich in einem Maßnahmenkatalog 

wieder, der zwei Mal pro Legislaturperiode in einem partizipativen Prozess geprüft, 

weiterentwickelt und um neue Maßnahmen ergänzt wird. Hierbei werden die zuständigen 

Ressorts, die Bezirke und die Seniorenmitwirkungsgremien beteiligt.  Es ist nicht vorgesehen, 

dass die Leitlinien selbst in der lfd. Legislaturperiode verändert werden. Um die Maßnahmen 

weiterhin erfolgreich durchzuführen bedarf es einer kontinuierlichen ressortbezogenen 

Umsetzung durch die beteiligten Senatsverwaltungen und Bezirke. 

 

Daneben sieht der Prozess ein regelmäßiges Monitoring vor, welches zuletzt 2022 

durchgeführt wurde und planmäßig für Ende 2024 bzw. Anfang 2025 erneut ansteht. 

Darüber hinaus informieren die für die einzelnen Maßnahmen federführenden 

Senatsverwaltungen kontinuierlich über die Umsetzung der Maßnahmen auf ihren Webseiten. 

Schließlich sollen jährliche Fachtagungen durchgeführt werden, welche einen 

leitlinienbezogenen Themenschwerpunkt haben und von der für Seniorenpolitik zuständigen 

Senatsverwaltung gemeinsam mit dem Landesseniorenbeirat Berlin organisiert werden.  

Die Aktualisierung des Maßnahmenkatalogs erfolgte zuletzt 2023 und wurde Ende Februar 

2024 abgeschlossen. Ein externer Dienstleister begleitete den Prozess. 
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Die zuständigen Fachbereiche in den Senatsverwaltungen und Bezirken sowie die Verbände 

und die Interessenvertretungen der Seniorinnen und Senioren arbeiteten mehrere Monate an 

der Evaluierung und Weiterentwicklung der Maßnahmen.  

So wurden zwei Workshops je Leitlinie online bzw. in Präsenz und eine übergreifende 

Fachtagung im November durchgeführt, bei der die neuen bzw. überarbeiteten Maßnahmen 

vorgestellt und nochmals diskutiert wurden. Zahlreiche Maßnahmen wurden neu oder in 

veränderter Form in den aktualisierten Katalog aufgenommen.  

Nach einer letzten Feedbackrunde durch die Ressorts, Bezirke und weitere Akteure wurde 

der neue Maßnahmenkatalog Ende Februar auf den Internetseiten der für Soziales 

zuständigen Senatsverwaltung veröffentlicht.  

 

Der Senat informierte darüber in der 32. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und Soziales am 

29. Februar 2024. Eine gedruckte Ausgabe des Maßnahmenkatalogs wird nach den 

mittlerweile aufgelösten PMA für das Haushaltsjahr 2024 mittels Vergabe zeitnah in Auftrag 

gegeben und anschließend u.a. in den Bezirksämtern, Stadtteilzentren, der Geschäftsstelle 

des LSBB/LSV, den bezirklichen Seniorenvertretungen sowie über die Publikationsdatenbank 

der SenASGIVA zur Verfügung gestellt werden. 

 

Angesichts der gerade erst abgeschlossenen Fortschreibung des Maßnahmenkataloges wird 

der Senat die ihm gestellten Fragen im Rahmen der 2025 anstehenden nächsten 

Fortschreibung der Leitlinien aufgreifen. Bei dieser werden die beteiligten Akteure, darunter 

verschiedene Senatsverwaltungen (Sen ASGIVA, Sen WGP, Sen Stadt, Sen MVKU, Sen 

InnSport, Sen KultBZ, Sen BJF), die für Seniorinnen und Senioren zuständigen Stellen der 

Berliner Bezirke, sowie Landesverwaltungen/-einrichtungen (ZLB/VÖBB, Senatskanzlei, LKA 

Berlin, Landeskompetenzzentrum Pflege 4.0) und weitere Partner (LSBB, LSV, Seniorennetz, 

Silbernetz, ADB, kom*zen, ZAH) erneut ggf. notwendige Veränderungen gemeinsam und 

partizipativ beschließen und anschließend umsetzen. 

Es wird dabei ggf. auch geprüft werden, ob durch Veränderungen am Monitoringprozess 

und/oder weitere geeignete Maßnahmen der Fortschritt der einzelnen Maßnahmen noch 

besser begleitet sowie das Erkennen und Beheben von Faktoren, die die Umsetzung bzw. 

erfolgreiche Durchführung der Maßnahmen gefährden, verbessert werden können.  

 

Berlin, den 05. Juli 2024 

 

In Vertretung 

 

Aziz B o z k u r t 

 

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,  

Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung 


